
392 der Beilagen zu den steno graphischen Protokollen des Nationalrates XIII. Gl> 

14. 6. 1972 

Regierungsvorlage 

die 
Bundesgesetz vom XXXXXXXX über 

Bezüge und Pensionen der obersten 
Organe des Bundes (Bezügegesetz) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

ABSCHNITT I 

Artikel I 

§ 1. (1) Dem Bundespräs~denten, den Mitglie­
d~rn des Nat~onalr<l!tes, des Bundesrates und der 
BUllides!1egierung, den Staatssekretären, den Lan­
deshauptmännern sowie dem Präs~denten und 
dem Vizepräsidenten des Rechnungshofes ge­
bühren Bezüge. 

(2) Außer den Bezügen gebühren den in 
Abs. 1 genannten obersten Organen ,des Bun,des 
Sonderzahlungen. 

(3) Den Präsidenten des Nationa-lrates, dem 
Vorsitzenden ,des Bundesrates, den M~tgliedern 
der BUllJdesregierung, den Staatssekretären sowie 
dem Präsidenten und dem Vizepräsidenten des 
Redmungshofes gebührt ,für außero!1dentliche 
Auslagen eine Vergütung im Ausmaß von 7000 S 
pro MonaJt. 

§ 2. (1) Die 'Bezüge sin,d im voraus am Anfang 
eines jeden MOflaJtes, und zwar beginnen,d mit 
'dem Monat, in dem die Angelobung geleistet 
wird, auszuzahlen. 

(2) Mit ,dem Ausschei,den aus der Funktion 
erlischt der Bezugsanspruch. 

Artikel 11 

§ 3. Der Anfangsbezug eines M~tg,liedes des 
Nationalrates entspricht ,dem jeweiLigen Gehalt 
eines Bundesbeamten des Dienststandes der All­
g,emeinen Verwaltung, Dienstklasse IX, Gehal,ts­
stufe 1, zuzüglich allfälliger Teuerungszulagen. 

§ 4. Der Anfangsbezug eines Mitgliedes des 
Bundesrates beträgt 50 v. H. des Anfangsbezuges 
eines Mi,tg,liedes des Nationalrates. 

§ 5. (1) Der Bezug des Bundespräsidenten ent­
spricht 400 v. H. ,des jeweiligen Gehaltes eines 
Bundesbeamten des DienststallJdes ,der Allgemei­
nen Verwaltung, Dien~tklasse IX, Gehal,ts­
stufe 6, zuzüglich a,Jlfäl1iger Teuerungszulagen, 

(2) Auße!1dem gebührt ihm für außerordent­
liche Auslagen eine angemessene Vergütung, die 
für jedes Verw<l!ltun-gsj,ahr festzusetzen ist. 

§ 6. Der Anfangs<bezug ,des Bundeskanzlers, des 
Vizekanzlers, eines Bundesministers, eines Lan­
,deshauptmannes und ,des Präsidenten des Rech­
nungshofes beträgt 200 v. H., ,der eines Staats­
sekretärs und des Vizepräs~denten ,des Rech­
nungshofes 180 v. H. ,des Anfangsbezuges eines 
Mitgliedes des Nationalra'tes. 

§ 7. (1) Die im § 1 Abs. 1 erwähniten obersten 
Organe - ausgenommen der Bundespräsiden,t -
rücken nach jeweils zw,ei Jahren in die nächst­
höhere Gehaks~tufe der Dienstklasse IX vor. 

(2) Zeiten, die als Bundespräsident. ah Mit­
glied der Bundesregierung, aIs Staatssekretär, als 
Landeshauptmann, als Mitglied einer Landes­
reg,ierung, als Präsident oder V,izepräsident des 
Rechnungshofes zurückgelegt wuroen, sind zur 
Gänze für die Vorrückung in höhere Bezüge 
anzurechnen. 

,(3) Zeiten, die als Mitglied des N<I!tionalrates, 
des Bundesrates oder eines Landtages zurück­
gelegt wupden, sin1d den Or,ganen im Sinne des 
Abs. 2 zu einem Drittel für die Vorrückung in 
höhere Bezüge anzurechnen. -

(4) Zeiten, die als M~tglied des Na'ttionalrates 
oder eines Landtages zurückgelegt wupden, sind 
den Mingliedern des Bundesrates, Zeiten, ,die als 
Mitgl,ied des Bunde,sr;l!~es oder eines Landtages 
zurückgelegt wurden, sind den Mi,tgl1iedern des 
Natio'nalrates zur Gänze für die Vorrückung m 
höhere Bezüge anzurechnen. 

§ 8. (1) Der Bezug oder Präsidenten des Natio­
nalra'tes,des Vorsitzenden des Bundesrates und 
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semer StellvelOtreter sowie ,der Obmänner der 
Klubs (§ 14 ,des Bundesgesetzes vom 6. Juli 
1961, BGBL Nr. 178, betreffend die Geschäfts­
ordnung des Nationalmtes) erhoht sich für die 
Dauer ~hrer Amcstätigkeit um eine Amtszulage, 
die 66 v. H. ,des ihnen gebührenden Bezuges 
(§§ 3, 4 und 7) beträgt. 

(2) Die Amtszulage gebührt den Präsidenten 
des N ationalra'tes von .dem Monat, in ,dem sie 
gewählt werden, dem V<111sitzenden des Bundes­
rates und 'seinen Stellvertretern von dem Monat, 
in dem ihre Berufung zum Vorsitz·enden oder 
ihre Wahl zu Stellvertretern erfolgt, den Obmän­
nern der Klubs von dem Monat rhrer Bestellung. 

§ 9. (1) Mitglieder ·der Bundesregierung, 
Sta:lltssekretäre, Landeshauptmänner und der 
Präsident sowie der Vizepräsident des R'ech­
nungshofes erleiden, wenn :sie Bedienstete einer 
öffendich-r·echdichen Körperschaft, einer solchen 
Stiftung, Ansta],t oder eines solchen Fonds sind, 
'deren Dienstrecht hinsichtlich Gesetzg,ebung in 
die Kompetenz ,des Buntdes fällt, al,s solche in 
ihrer ,dien~t- u"nd hesoldungsrechtlichen Stellung 
keine Einbuße. Ihr Diensteinkommen, ,ihre Ruhe­
oder Versorgungsgenüsse werden jedoch, solange 
sie einen im § 6 hezeichneten Bezug erhalten, 
so weit stillgelegt, als sie nicht einen Bezug auf 
Grund dieses Gesetzes übersteigen. Die Zeit der 
Stillegung ist für die Bemessung des Ruhel- oder 
Versorgungsgenwssesahne Leistung eines Pen­
sionsbeitrages anr.echenbar. Eine bestehende 
Sqzialversicherung wird 'durch die Stillegung 
nicht berührt. 

(2) Bei MitgIiedern der Bundesregierung, bei 
Staatssekretären, bei Landeshauptmännern und 
beim Präsidenten sowie beim Vizepräsidenten des 
Rechnungshofes, di'e Bedienstete (Empfänger 
eines Ruhe- oder VersolOgungsgegenusses) einer 
öffentlich-rechdich·en Körperschaft, einer solchen 
Stiftung, Anstalt öder eines solchen Fonds sind, 
deren Diensuecht hinsichtlich Gesetzgebung nicht 
in die Kompetenz des Bundes fällt, verring·ert 
sich der im § 6 genannte Bezug um ihr Netto­
diensteinkommen (um ihren Nettoruhe- oder 
Nettoversorgungsgenuß), soweit nicht in den für 
sie geltenden DienstrechtsV'orschriften ,die Still­
legung des Diensteinkommens (Ruhe- bzw. Ver­
sOlOgung'sgenusses) für den Fall vorgesehen ist, 
daß sie einen im § 6 genannten Bezug erhalten. 
Unter dem Nettodiensteinkommen (Nettoruhe-, 
Nettov·ersorgungsgenuß) sind ·die steuerpflich-
1}igen Einkünfte aus Dienstv·erhäknissen im Sinne 
des el'~ten Satzes (,der steuerpflichtige Ruhe-, Ver­
sorgungsgenuß), vermindert um die ,darauf ent­
faUende Lohnsteuer, einschLießlich ,der Beiträge 
und der Sonderabgalbe vom Eink,ommen, zu ver­
stehen. 

(3) Die Bestimmungen des § 6. und der Abs. 1 
und 2 gelten sinngemäß auc.h für die im Art. 71 
.des Bundes-Verfas'Sungsgesetzes in der Fassung 
von 1929 genannten Personen. 

§ 10. Für die Ermj,tdung der Höhe der Sonder­
zahlung gilt § 3 Abs. 3 des Gehaltsgesetzes 1956, 
BGBI. Nr. 54, sinngemäß. 

§ 11. (1) Die obersten Organe haben einen 
monatlichen Pens,ions'beitrag sowie einen Pen·· 
sionsbeitrag von jeder Sonderzahlung zu entrich­
ten. 

(2) Der monatliche Pensionsheitrag beträgt für 
Mitglieder des Nationalrates und des BUilidesrates 
5 v. H., für d,ie übrigen im § 1 Abs. 1 genannten 
obelOsten Organe 7 v. H. des Bezuges und der 
Sonderzahlungen. 

(3) Wel1den als Mitglied eines Landt:llge's ver·· 
brachte Zeiten gemäß § 25 Abs. 2 lit. b einge­
rechnet, so sind nachträglich 5 v. H. der als Mit­
gJi,ed des Landtages erhaLtenen Entschädigung al~ 
Beitrag zu leisten. 

§ 12. Der Beitrag, den der Bund nach den 
bestehenden Bestimmungen den eil1z:elnen Län­
dern als Entschädigung für Idie SteHver'treter des 
Landeshauptmannes zu leisten hat, beträgt 
80 v. H. des einem Landesha:uptmann nach § 6 
z'llkommenden Anfangsbezuges. 

§ 13. (1) Die Mitglieder der Bundesreg,ierung, 
die Staatssekretäre, die La:ndeshallptmänner und 
der Präsident sowie der Vizepräsident ,des Rech­
nungshofes erhaloten, wenn sie ununteribrochen 
mindestens ,sechs Monate im Amt wa·ren, für di,e 
Dauer von' drei Monaten, wenn sie ununter­
brochen mi,ndestens ein Jahr im Amt waren, 

. für die Dauer V'on sechs Monaten, wenn sie aber 
ununterbrochen mindestens drei Jahre im Amt 
wa:ren, für die Dauer eines Jahres nadl Beendi­
gung ihrer Amtstätigkeit ,den ihnen im Monat 
des Ausscheidens gebührenden Bezug. Ein Aus­
·scheiden aus dem Amt 'unter ß.etrauung mit ,der 
Fortführung der Verwaltung (Art. 71 B-VG) 
gilt nicht als Unterbrechung der Amtstätigkeit. 
§ 9 Abs. 1 und 2 findet sinngemäß Anwendung. 

(2) Die Mitglieder des Na,tionalrates erhalten 
nach Beendigung der Funktionsausübung eine 
einmaEge Entschädigung. Diese Entschädigung. 
beträgt, wenn sie wä'hrend einer Ges,etzgebungs­
periolde die Funktion ausübt'en, da's Dre:ifach~, 
wenn sie während zweier aufeinanderfolgender 
Gesetzgebllngsperioden ,die Funktion ausübten, 
das Sechsfache, wenn sie aber während dreier 
aufeinanderfolgender Gesetzgebungsperioden die 
Funktion ausübten, das Zwölffache des ihnen 
im Monat des Aussch'e~dens gebührenden Be­
zuges. 
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(3) Nach den gleidlen Grundsätzen erhalten 
,die Mitglieder des Bundesrates nach Beendigung 
der Funktionsausübung den ihnen i.m Monat des 
Ausscheidens gebührenden Bezug, wobei an Stelle 
der Gesetzgebungsperiode des Na'tronalra-nes die 
Gesetzgebungsperiode jenes Landtag'es gilt, der 
,das Mitglied des Bundesrates entsendet ha't. 

(4) Schei'det ein Mitgtied des Nanionalrates 
oder ein Mitglied ,des Bundesrates ,durch Tod aus 
seiner Funktion aus, 'so ,sind ,d,ie nach den Abs. 2 
und 3 zustehenden Bezüge im Ausmaß von 
50 v. H. an die Verlassenschaft anzuweisen. 

(5) Endet ,die Funktion eines Mit'gliedes ,des 
Nationalrates 'Oder ,des Bundesrates, 50 werden 

'. ihm für :die Berechnung ,der Ansprüch~ nach den 
Abs. 2 und 3 die Gesetzgebungspel'ioden des 
Naci'Ünalrates hzw. des entsendenden Landtages, 
während der er ,der anderen gesetzgebenden 
Körperschaft !des Bundes ang,ehörthat, zugezählt, 
wenn e,ine Weiterza'hlung der Entschä<digung nach 
dem Bundesgesetz vom 12. Dezember 1946, 
BGBL Nr. 23/1947, ,inder Fassung der Bundes­
gesetze BGBL Nr. 135/1948 und BGBL Nr. 11/ 
1955, oder eine einmalige Entschädigung nach 
diesem Bundesgesetz für diese frühere Mitglied­
schaft nicht gelei'stet w'Ür,den ist. Gehörte ein 
Mitglied ,der gesetzgebenden Körperschaften 
während ein und derselben Gesetzgebungs­
pel"iode zeiitweilig ,dem NacionalI'at und zeit­
weilig dem Bundesrat an, so ist bei der Berech­
nung der Entschä<digung nadl Abs. 2 nur eine 
Periode zugrunde zu legen. 

§ 14. (1) Die in :diesem Bundesgesetz genail11-
ten Bezüge und Entschä<digungen (ausgenommen 
die in § 1 Abs. 3, § 5 Abs. 2, § 18 und § 19 
genannten Vergütungen) unterliegen der Ein­
kommensteuer. Die Hälfte der steuerpflichtigen 
Bezüge und Entschädigungen (ausgenommen die 
im § 13 und im Abschnit,t II dlieses Bundes­
gesetzes geregelten Bezüge) ist in .Nbgeltung der 
mit der Funktion. verlbundenen Auslagen gemäß 
§ 9 Abs. 2 des Einkommens'teuel'gesetzes 1967, 
BGBL Nr. 268, ,in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBL Nr. XX/1972 zu behandeln. 

(2) Die gemäß § 1 Abs. 3 und § 5 Abs. 2 die­
ses Bundesgesetzes gebührenden Vergü'tungen 
unterliegen nicht der Einkommensteuer. 

Artikel III 

§ 15. Für die im diesem Bundesgesetz geregel­
ten Bezüge gik - unbescha'det :der Bestimmung 
des § 2 Albs. 1 und 2 - a,uch der Monat als 
ganzer, in den der Beginn, 'Oder das Ende der 
Amtsv.rirbamkeit fällt. Die Ausza'hlung der ß.e­
züge erf'Olgt nach ,den für, die Bundesbeamten 
der Allgemeinen Verwaltung geLtenden Bestim­
mungen. 

§ 16. (1) Gebühren nach diesem 'Bundesgesetz 
für denselben kalendermäßigen 'Zeitraum meh­
rere Bezüge, so wird nur einer, und zwar ,der 
jewei'ls höhere Bezug, ausgezahlt. 

(2) Bestünden nau~ diesem Bundesgesetz neben­
einander Ansprüche auf Fortzahlung des Bezuges 
nadl § 13 Abs. 1 und auf eine einmalige Ent­
schädigung nach § 13 Abs. 2, so gebührt ledig­
lich ,der sich ,aus dem höiheren Anspruch ergebende 
Betrag. 

§ 17. Dem Bundespräsidenten, den Prä,siden­
t,en ,des N ationalraites, dem VOl'sitzenden des 
Bundesrates, den Mitgliedern der Bundesreg;ie­
rung, den Staatssekretären, ,den Lailideshaupt­
männern und dem Präsidenteili sowie dem Vize­
präsrdemen des Rechnungshofes gebühren ,eine 
Amtswohnung und ein Dienstwagen. Kann ihnen 
eine Amtswohnung bzw. ein Dienstwagen nicht 
zur Verfügung gestellt wel'lden, so ist ihnen 
eine Entschädigung zu gewähl'len. Die Entschädi­
gung für die' Amtswohnung beträgt 15 v. H. 
des Bezuges. Die Entsch~digung für den Dienst­
wagen wird unter Berücksichtigung eines Teiles 
der mit der Beistellung verlbundenen Betriebs-· 
kosten vom Bundesminister für Finanzen be­
stimmt. 

§ 18. (1) Der Bundespräsident, .die Mitglieder 
des Nationalrates und die M~tglieder des Bundes­
rates, die MitgJ:i,eder der Bundesregierung, ,die 
Staa,tssekretäre, der Prä~~dent sowie der Vize­
präsident des Rechnungshofes sowie die Landes­
hauptmänner haben Anspruch auf unentgeltliche 
Beförderung innerhalb des Gebietes ,der Repu­
blik österreich auf Grund einer vom Bundes­
mini>sterium für Verkehr abga'ben- und gebühren­
frei auszustellenden, für alle W ~Jgenklassen gül­
tigen Fahrkarte: 

1. auf sämtlichen Eisenbahnlinien der öster­
reichischen Bundesbahnen und der dem öffen<t­
lichen Personenverkehr dienenden Priva:tbahnen, 
mit Ausnahme ,der Straßenbahnen, Seilschwebe­
bahnen und Standseilbahnen; 

2. auf aUen Sch,iffa:hl'tslinien, soweit sie dem 
öffentlich'en Personenverkehr ,dienen; 

3. auf aHen Kraftfahrlinien der O~terreichi­
schen Postverwaltung und der österreichi,schen 
Bundesbahnen, soweit sie dem öffentlichen Per­
sonenverkehr ,dienen. 

(2) Für Idi,ese Fahrkarten ist an ,die beteili~en 
Verwa1tungen eine angemessene, von ,der Bun­
desregierung alljährlich festzusetzmde Entschä<di­
gung zu entrichten. 

(3) Mitglieder des Na!tionalra'tes 'Sowie Mit­
glieder des Bundesrates ha:ben darüber hinaus 
Anspruch auf einen Ersatz ,der l(,osten für <ihre 
Schlafwagen plätze oder Flugkal'ten, sofern sie zur 
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Anreise vom Wohnoflt oder, wenn sie sich in 
ihrer mgenschaft als Ahgeol1dnete oder Bundes­
räte außerhalb ihres Wohnol1tes, jedoch im In­
land, aufhalten, vom Au'fenthaksort zur Tagung 

§ 21. Die Bezugsberechtigten dürf-en auf die 
ihnen nach diesem Bundesgesetz zukommenden 
Bezüge und sonstigen Gebühren nicht verzichten. 

des Nationalrates oder Bundesrates hzw. eines § 22. (1) Die in ,den Al1t. I und 11 dieses Bun­
Ausschusses der beiden Orga'ne der Bundesgesetz- desgesetzes geregelten Bezüge und sonstigen Ge­
gebung oder zu einer beim Präsidenten des bühren der im § 1 Abs. 1 bezeichneten Personen 
Na1liona1rates a.ngemeLdeten Klu'btagung 'Oder ~ur ~ind mit Ausna;hme der nach Absch,niot 11 gebüh­
Anreise zu einer Tagung (Besich,tigung), zu der renden Beträge exekutionsfrei. 
sie ab Vel1treter ,des N ationa1raites oder Bundes- (2) Dies gi.k auch für Entschäd'igungen und 
rates von dies.em -entsendet w~rden, einen Sch1af- sonstige Gebühren von MitgIiedern einer Lan­
wagen oder ei'll Flugzeug benutzen. Entsprechen- d' -d des W'ener S't-a,dtsenates wenn 
d '1 f" d' R"ck' D' G b"h f" d' . esreglerung 0 er 1 , 

es gl t ur le u rerse. le e u r ur le unter sinngemäßer Anwendung der Bestimmun-
Benützung des Schlafwagens oder des Flugzeuges gen der Abschnitte I und 11 und unter Ein­
wird gegen Vorweis der Schlafwagen- oder Flug- beziehung eines Bezuges gemäß den §§ 3 und 4 
karte von der Kanzlei des PräsiJdenten des sowie einer En1lschädigung für da:s Mitglied eines 
Nationalratßs vergütet. Landtages (des Wiener ·Gemeinderates) der Be-

(4) Den im § 1 Abs. 1 genannten obersten zug des Landeshauptmannes (Bürgermeisters der 
Organen, die ihren 'OrdentLichen Wohnsitz außer- Stadt Wien) nicht den Bezug eines Bundes­
halh Wiens harben, gebührt als Ersatz für den minirsterrs, der eines Landeshauptmannstellvertre­
zusätzlichen Aufwand, der :ihnen aus ,dem ent- ters (Vizeb'Ürgermeisters der Stadt Wi-en) nicht 
fernten Wohnsitz entsteht, eine für .die Bemes- den Bezug eines Staatssekretärs oder der eines 
sung des Ru'hebezugesnichrt anrechenbare Ent- sonstigen Mitgliedes ,der Landesregierung (des 
fernungszulage. Diese beträgt bei einem Wohn- Wiener Sudtsenates) nicht den Betrag von 
sitz in den Bundesländern Burgenland, Nieder- 90 v. H. des Bezuges eines Staa,vssekretärs über-
österreich, Oberösterreich und Steierma'rk schreitet. 
10 v. H., in den Bundesländern Sa:lzhurg und 
Kärnten 15 v. H. und in den Bundesländern 
Tirol und Vorarlberg 20 v. H. ,des Bezuges eines 
Bundesbeamten -der Allgemeinen Verwaltung, 
Dienrstklasse IX, Gehaltsstufe 6. 

§ 19. (1) Das Au'smaß der Veq~ütungen für 
Dienstreisen der Mitglieder der Bundesregierung, 
der Staatssekretäre und des P.räs~denten sowie 
des Vizepräsidenten des Rechnungshofes richtet 
sich nach den Vorschriften für ,die Bundes­
beamt,en der Allgemeinen Verwakung. Sie ,sind 
dabei den Bun,desbeamten der Dienstkb.'s'se IX 
der Allgemeinen Verwaltung gleichzuhalten, doch 
erhält der Bundeskanzler einen Zuschlag von 
30 v. H., Ider Vizekanzler und die übrig,en Bun­
desminister, die Staa!vssekretäre und der Präsi­
dent sowie der Vizepräsident des Rechnungs­
hofes einen solchen von 5 v. H. der Reirse­
zulagen. 

(2) Den Landeshauptmännern gebührt für ihre 
in Angelegenheiten ,der mivtelbaren Bundesver­
waltung unternommenen Dienstreisen eine Ver­
gütung im Ausmaße der für Bund~sheamte der 
Dienstklasse IX der AUgemeinen Verwalrtung 
festgesetzten Reisezulag-en. -

(3) Die .Bestimmungen der Abs. 1 und 2 finden 
auf Dienstreisen insoweit keine Anwendung, als 
ihre Kosten vom Bund unmittelbar getra!gen 
werden (Staa·tsrersen). 

§ 20. Der mit der Durchführung dieses Bun­
desgesetzes verbundene Aufwand wird aus Bun­
desmi,tteln hestl"'itten. 

§ 23. Die §§ 6 und 7 des Gehaksgesetzes 1956, 
BGBI. Nr. 54/1956, finden sinngemäß Anwen­
dung. 

ABSCHNITT 11 

Artikel IV 

§ 24. (1) Einem Mi,tg1ied des Nationalrates 
oder des Bundesrates gebühl1t nach Maßgabe der 
folg-enden Bestimmungen auf Antra:g ein monat­
licher Ruhebezug, wenn die ruhebezugsfähige 
Gesamtzeit (§ 25 Abs. 2) mindestens zehn Jahre 
beträgt. 

(2) Der § 8 des Pensionsgesetzes 1965, BGBl. 
Nr. 340, ist mit der Maßgabe sinngemäß anzu­
wenden, daß an die Stelle ,der Dienstunfähigkeit 
die Unfähigkeit zur wei,teren Funktionsausübung 
und an die Stelle der ruhegenußfähigen Gesamt­
dienstzeit die ruhebezugsfähige Gesamtzeit zu 
treten hat. 

§ 25. (1) Der Ruhebezug wir,d auf der Grund­
lage des nachstehend festgelegten Bezuges und 
der ruhebezugsfähi~en Gesamtzeit ermittelt. Bei 
der Ermittlung ist von dem Bezug auszugehen, 
der sich unlter Zugrundlegung des Gehaltes eines 
Bundesibeamten der Allgemeinen Verwaltung, 
Dienstklasse IX, GehaltlSstufe 6, zuzüglich all­
fälliger Teuerungszulagen für die vor dem Aus­
scheiden innegehabte letzte Funktion (§§ 3, 4 
und 8 Abs. 1) ergibt. Hat ein Mi,tglied des Bun­
desrates früher auch dem Nationalrat angehört, 
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bildet ,der Bezug eines Mitgliedes des Natiünal­
rates die ErmitJtlungsgrundlage. 

(2) Die ruhebezugsfähige Gesamtzeit setzt sich 
zusammen aus 

a) der Zeit der Funkt:iünsausübung aIs Mit­
glied des Natiünalrates oder des Bundes­
rates, 

b) der Ze]t der Funktiünsausübung als ,Mit­
glied eines Landtages, wenn für diese Zeit 
ein Beitmg vün 5 v. H. der für -die Tätig­
keit als Mitglied des Landtacges erhaltenen 
Entschädigungen Igele~stet wird, 

c) ,der nach .A!bs. 3 angerechneten Zeit, 

d) den nach Ahs. 4 anger,echneten Zeiten, 

e) den nach Abs. 5 zugerechneten Zeiträumen. 

(3) Die Zeit von 1934 bj,s 1945 ~st zur Gänze 
anzurechnen, wenn da·s Mitglied des N:litional­
rates oder des Bundesrates rim Jahre 1934 Mit­
glied des Natiünalrates, des Bunde'srates oder 
eines Landtages 'war und bei den Wahlen. ,im 
J ah!1e 1945 neuerlich als MitgLied des N atiünal­
rates order Landtages gewählt beziehungsweise 
vün einem neugewähl,ten Landta:g in den Bundes­
r:lit entrsendet wUI'de. 

(4) ZeiJteri, die ein Mitglied ,des N at]ünalraotes 
oder des Bundesra:tes vür .der Funktionsausübung 
als Mitglied der Bundesregierung, als Staat~­
sekretär, als Präsident üder Vizepräsident des 
Rechnungshüfes zurückgelegt hat, sind, wenn 
,sie keinen Anspruch auf Ruhebezug nach den 
Besuimmungen ,des Al1tikels V begründen, auf 
Antrag für die Bemes'sung ,des Ruhebezuges nach 
diesem Arrtikel anzurechnen. 

(5) Die Bestimmungen des § 9 Ahs. 1, 2 und 4 
bis' 6 des Pensionsgesetz'es 1965 Isind miJt der 
Maßgabe sinngemäß anzuwenden, ·daß an die 
Stelle der ober,sten Dienstbehörde der Prä·sident 
des Nationalrates, an die SteHe ,der ruhegenuß­
fähigen Bundesdienstzeitdie Zeiten der Funk­
tiünsausubungund an 'd~e Stelle der Versetzung 
in .den Ruhestand ,d:lis AusscheMen aus der Funk­
tiün zu treten ha:t. 

(6) Die ruhebezugsfähige Gesamtzeit nach 
Abs. 2 ist unter Anwendung .der Bestimmungen 
des § 6 .A!bs. 3 des Pensiünsgesetzes 1965 in 
vüllen Jahren auszudrücken. 

§ 26. (1) 80 v. H. ,des Bezuges nach § 25 Albs. 1 
bilden die Bemessungsgru11Idiage des Ruhebezuges. 

(2) Der Ruhebezug beträ'gt bei einer ruhe­
bezugsfähigen Gesamtzeit vün zehn Jahren 
60 v. H. ,der Bemessungs'grundlalge nach Ahs. 1. 
Er erhöht 'sich für jedes weitere Jahr um 2 v. H. 
dieser Bemessung·sgrundlage. 

(3) Der Ruhebezug darf ,die Bemessungsgrund­
lage nach Abs. 1 nicht ü1ber&t'eigen. . 

§ 27. (1) Der Ruhebezug gebühI't dem Miltglied 
des N atiünalr:l:!tes oder des Bundes'fa!tes von dem 
dem Ausscheiden aus der Funktiün, frühestens 
jedoch von ,dem Ider Vüllendung des 55. Lebens­
jahres oder ,dem EintI'itt der Unf;thigk,eiJt zur 
weiteren Funktiünsausübung folg,enden Münats-
er!>ten an. 

(2) Wird der Antrag später al:s acn dem sich aus 
A'bs. 1 er,gebenden Anhllstag gestellt, sO' gebührt 
der Ruhebezug von dem ,der Einbringung des 
Antrages folgenden Monatserrsten an. 

§ 28. (1) Den Hinterbliebenen eines Mitgliedes 
des Nactionalrates oder Ides BU11ldesrates gebühren 
auf Antracg m011latliche Ver:sürgungsbezüge, wenn 
das Mitglied des N acti.onalrates oder ,des Bundes­
rates am Ste1"betag Anspruch auf Ruhebezug ge­
habt hat oder im Falle der m~t A:bhuf dieses 
Tages eingetretenen Unfähigkeit zur weioteren 
Funktionsausüibung gehacbt häbte. 

(2) Für d~e Beurteilung ,des Anspruches ,der 
Hinterbliebenen auf Versorgungshezüge gelten 
im übrigen die Bestimmungen der §§ 14 Abs. 2 
b~s 4, 17 A'bs. 1 bis 7, 18 Abs. 2 bis 4 und 19 des 
Pensionsgesetzes 1965 sinngemäß. 

(3) Der Versorgungsbezug eines Hinterbliebe­
nen geibühJ:'lt von dem ,dem .A!bleben ,des Mit­
gliedes des Nactionalrates oder des Bundesrates 
folgenden. Monatsen,ten an. WiJ:'ld der Antrag 
nicht 'binnen drei Monacten nach !diesem Tag 
gestellt, 'gebühJ:'lt ,der Versürgungsibezug von dem 
der Einbringung ,des Antrages .folgenden Monats­
ersten an. 

§ 29. (1) Der Witwenver:sürgungsbezug beträgt 
60 v. H. ,des Ruhebezuges, ,der der ruhebezugs­
.fähig,en Gesacmtzeirt ,des Mitgliedes des Nationa,l­
rates oder ,des Bundesraltes und dem Bezug nach 
§ 25 Abs. 1 envspricht, mi11ldestens aber 42 v. H. 
der Bemessung~grundlage nach § 26 Albs. 1. 

(2) Der Wa:irsenversorgungsbezug beträg,t 
a) für jede Halbwaise 12 v. H. des Ruhe­

bezuges, .der der ruhebezugsf31hige~ Ge­
samtzeit des Mi'ugliedes ,des Nationaclrates 
oder ,des Bundesrates und dem Bezu:g nach 
§ 25 A:bs. 1 entspricht, mindestens aber 
8' 4 v. H. ,der Bemessungsgrundlage nach 
§ 26 .Nbs. 1, 

b) für jede Vollwaise 30 v. H. ~des Ruhe­
bezuges, ,der der ruhebezugsfähigen Ge­
samtzeit ,des Mi,tgliedes des N altionalrates 
oder ,des Bundesrates und dem Bezug nach 
§ 25 Abs. 1 entspricht, mindestens aber 
21 v. H. ,der Bemessungsgrundlage nach 
§ 26 Abs. 1. 

§ 30. Ha't ein Mitglied des Nationalrates oder 
des Bundesrates, ,dals im Jahre 1934 einer dieser 
Körperschaften angehört ha:t, infolge politischer 
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oder ra\'isischer Verfolgung (§ 1 ,des Opferfür­
sorgegesetzes) ,den Tod gefunden, so gebühren 
seinen Hinterbliebenen Versorgungsbezüge unter 
voller Anrechnung der Zeit vom Ausscheiden 
aus -der Körper-schaft im Jahre 1934 bis zum 
26. April 1945. 

§ 31. Die Bestimmungen der §§ 11, 13, 16 
Abs. 1, 20 Ahs. 1, 2, 5 und 6, 21, 23, 27, 28, 32 
bis 40, 41 Ahs. 1 b~s 3 und 42 bis 45 ,des Pen­
sionsgesetzes 1965 sind sinngemäß anzuwenden. 

§ 32. Auf den Ruhe-(Versorgungs-)'bezug nach 
diesem A1"üikel ,sind gleichartige Lei-stungen eines 
Landes, die auf die gleichen Ze~tenentfallen, dtie 
bei der Ermittlung des Ruhe-(Versorgul1'gs-)'bezu­
ges berücksichtigt worden :sind, anzur,echnen. 

§ 33. (1) Wiind einehema1.iges Mitglied des 
Nationalrates oder ,des Bundesrates, das keinen 
Anspruch auf ei,nen Ruhdbezugerlangt hat, in 
einen Landtag gewählt, 'so hat ,der Bund auf 
Antr.ag ,des Mit,gliedes ,die nach § 11 geleisteten 
Beitr;ige dem Land zu überweisen. Diese über­
weisung hat jedoch nur dann zu erfolgen, wenn 
auf Grund der in Betracht kommenden landes­
gesetzlichen Bestimmungen Mitglieder des Land­
tages von ihren Ent:schäJditg~ngen Beiträge von 
mindestens 5 v. H. zu leisten haben. 

(2) Zeiträume der früheren Funktionsausübung 
als Mitglied des NM·ionalrates oder tdes Bundes­
rates, für die Beiträge einem Land überwiesen 
wOt'1den sind, sind nach Beendigung einer neuer­
lichen Funktionsausütbung als Mitglied des 
N:l!tionalrates oder ,des Bundesrates nur dann 
bei ·der Ermittlung des Ruhe-(Versorgungs-)bezu­
ges zu berücksichtigen, wenn ,dtie überwiesenen 
Beiträge dem Bund vom Land rückerstattet wer­
den. 

Artikel V 

§ 34. (1) Dem Bundespräs~denten g~bühr,t; nach 
Beendigung seiner Amtstäti,gkeit, solange er 
weder eine öffentliche Amtstätigkeit ausübt noch 
einer Erwerbstätigkeitnachgeht, ein Ruhebezug 
im Ausmaß von 80 v. H. seines Bezuges. 

(2) Die Hinterbliebenen des Bundespräsiden­
ten haben nach Maßgabe ·der Bestimmungen -des 
§ 28 Abs. 2 Ampruch auf Versorgungsbezäge. 

(3) Der Witwenversorgungsbezug beträgt 
60 v. H., -der Waisenversorg,ungsbezug für eine 
Halbwaise 12 v. H. und ·der Waisenversorgungs­
bezug für eine Vollwaise 30 v. H. des Ruhe­
bezuges. 

(4) Die BestimmUngen ,der §§ 11, 13, 16 Abs. 1, 
21,23,27,28, 32 bis 40, 41 Ahs. 1 bis 3 und 42 
his 45 des Pensionsgesetzes 1965 sind 'Sinngemäß 
anzuwenden. 

Artikel VI 

§ 35. (1) Den Mi,tgliedern der Bundesregierung, 
den Staa\)ssekretären, dem Prä'sidenten und dem 
Vizepräsidenten des Rechnung,shofes sOWlie den 
Landeshauptmännern gebühren nach Maßgahe 
der folgenden Bestimmungen auf Antrag monat­
liche Ruhebezüge, wenn ihre Funktionsdauer in 
einer oder in mehreren der angeführten Funk­
tionen zusammen wenigstens vier Jahre betragen 
hat. 

(2) Der Ruhebezug wind auf der Grundlage 
des nachstehend festgelegten Bezuges und de'r 
Funktions'dauer unter Berücksich.tligung der 
Abs. 3 ibis 6 und des § 36 ,ermittelt. Dabei ist von 
jenem Bezug auszug,ehen, >der sich nach den Be­
stimmungen des § 6 unter Zugrundelegung des 
Gehaltes eines Bundesbeamten der AlLgemeinen 
Verwaltung, Dienstkl3Jsse IX, Gehalts'stufe 6, 
zuzüglich allfä.lliger Teuerungszulagen, eq~ibt. 
HaJt das oberste Organ im Sinne des Abs. 1 
mehrer.e Funktionen ausgeübt, '50 ist die mit 
dem höchsten Bezug verbundene Funktion maß­
gebend. 

I 

(3) Zeiten, ,die ein oberste-s Organ im Sinne 
des Abs. 1 als einer der Präs~denten des N atio­
nalr<IJtes oder als Mitgl~edeiner Landesregierung 
- ausgenommen ,die Zeiten der Ausübung der 
Funktion eines Landeshauptmannes - zurück­
gelegt ha:t, sind sowohl für die Begründung des 
Anspruches auf Ruhebezug als a:uch für die Be­
messung des Ruhebezuges -der Zeit der Ausübung 
einer Funktion im Sinne des Ahs. 1 zuzurechnen. 

(4) Zeiten, die ein oberstes Organ im Sinne 
des Abs. 1 als MvtJglied des N at·ionalrates oder 
des Bundesrates zurückgelegt hat, srnd sowohl 
für die Be.gründung ,des Anspruches auf Ruhe­
bezug als auch für ,die Bemessung .des Ruhe­
bezuges Iden Zeiten der Funk-tionsausübung als 
'Oberstes Organ im Sinne des Abs. 1 ,derart zuzu­
rechnen, daß jedes Jahr der Funktionsausübung 
vier Monaten der Ausübung der im Abs. 1 ge­
nannten Funktionen gleichgehalten wird. 

(5) Eine Zurechnung nad1 A'bs. 3 und 4 h<1:t 
nur zu erfolgen, soweit sie zur Erreichung des 
vollen Ruhebezuges erforderlic.~ ist. 

(6) Eine mehrfache Berücksichtigung ein und 
,desselben Zeitraumes ist unzulässig .. 

§ 36. (1) Wird ein oberstes Organ im Sinne des 
§ 35 Abs. 1 während der Ausübung seiner Funk­
tion ,durch Krankhei,t order Unfall zur we1teren 
Funküonsausübung unfä-hig und beträgt die 
Funktions·dauer unter Berücksichügung der Be­
stimmungen ,des § 35 Ahs. 3 his 6 noch nicht 
vier Jahre, dann ,i'st es so zu behandeln, als ob 
es eine Funktionsdauer von vier Jahren aufzu­
weisen hätte. 

392 der Beilagen XIII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original)6 von 14

www.parlament.gv.at



392 der Beilagen 7 

(2) Die Bestimmungen des § 9 Abs. 1, 2 ·und 
4 bis 6 des Pensionsgesetzes 1965 sind m~t ,der 
Maßgabe 'sinngemäß a:nzuwenden, daß an die 
Stelle der 'Obersten Dienstbehörde idie Bundes­
reg,ierung, an die Stelle derruhegenußfähigen 
Bundesdienstzei,t ,d,ie Zeiten der Funkuionsaus­
übung und an die Stelle der V er~etzung in den 
Ruhestand das Ausscheiden aus der Funk,tion zu 
treten hat. 

§ 37. Der Ruhebezug 'beträgt 'nach Vollendung 
des vierten Jahres ,der Funktion~dauer 50 v. H. 
des Bezuges nach § 35 Abs. 2 und erhöht 'sich 
für jedes weitere Jahr der Funktions,dauer um 
6 v. H. ,dieses Bezuges. Der Ruhebezug ·darf 
80 v. H. ,des Bezuges nach § 35 Ahs. 2 nicht 
überstei·gen. 

§ 38. Besteht neben dem Anspruch auf Ruhe­
bezug nach § 35 ein Anspruch auf 

a) e~nen Bezug nach den §§ 3 und 4 in Ver­
bindung mit den §§ 7 und 8 Abs. 1, 

h) einen Ruhebezug nach § 24, 

c)einen Bezug nach § 5 in Verbindung mit 
§ 7 oder einen Ruhdbezug nach § 34, 

,d) Zuwendungen, die für die Tätigkeit als 
Mitglied einer Landesregierung aus Landes­
mitteln gewä!hrt werden, 

e) ein Diensteinkommen 'Oder einen Ruhe­
(Vers'Orgungs-)bezug (ausgenommem eine 
Hi1f1.os·enzula:ge) aus einem Dienstverhält­
nis zu einer Gebietskörperschaft, zu einem 
Fonds, zu einer Stiftung oder zu einer An­
stalt, die von Organenein~r Gebietskörper­
schaft oder von Personen (Personengemein­
schaf,ten) verwaltet wenden, die hi'ezu von 
Organen ,dieser KörpersG1.a,ft bestellt sind, 

f) ein Einkommen oder einen Ruhegenuß aus 
,der Tätigkeit als Mitgl'ied des Vorstandes 
oder aLs Geschäftsführer von Unterneh­
mungen, die Gesellschaften, Unternehmun­
gen oder Betriebe zum Gegenstand haben, 
,die vom Verstaatlichungsgesetz, BGBl. 
Nr. 168/1946, oder v.om zweiten Versta,at­
lichungsgesetz, BGBl. Nr. 81/1947, erfaßt 
sind, oder von sonstigen Unternehmungen, 
bei denen oberste Ongane ,der Vollziehung 
des Bundes einschließLich der Bundesregie­
rung hinsichtlich von Gesellschaftsorganen 
ein Bestellungs- oder Bestätigungsred1t aus­
ühen oder an denen !der Bund mi,t wenig­
stens 50 v. H. beteili'gt ist, s'Owie aus der 
Täuigke'lt als Mi,tglied des Generalrates der 
Oesterreichischen N a60nalbank, 

g) Vergütungen aus der Tätigkeit als Mrtglied 
des Aufs,ich,tsra:tes von Unternehmungen 
der in Irt. f genannten Art, wobei jedoch 
die Mitgliedschaft zu zwei Auhichtsräten 
außer Betracht bleibt, 

h) wiederkehrende Geldleistung.en aus der ge­
setzlichen Pensions"" und U nfallversiche­
rung (ausgenommen ein ,Hilflosenzuschuß), 

i) einen außeror,dentlichen Vel"sorgungsgenuß, 
,der ,im Hinb1ick auf ,die Ausübung einer 
der im § 35 Abs. 1, 3 uu,d 4' genannten 
Funktionen gewährt wurde, 

so iet der Ruhebezug nur in dem Ausmaß aus­
zuzahlen, um das ,die Summe ·der in Et. a ibis i 
genannten Betr:rge hinter dem Bezug zurück­
bleibt, der der Bemessung des F-uhebezuges zu­
grunde gelegt wunde. Für ,die ,erfol"dediche Ver­
gleichsberechnung sind die Brutt'Obeträge heran­
zuz·iehen. 

§ 39. (1) Der Ruhebezug gebühflt ,dem obersten 
Ongan im Sinne ,des § 35 A<bs. 1 von .dem dem 
Ausscheiden aus der Funktion, frühestens jedoch 
von dem ,der Vollendung des 55. Lebensjahres 
oder dem Eintrint <der Unfähigkeit zur weiteren 
Funknionsausübung folgenden Monat'ser!>ten an. 

(2) Für :die Monate, für ,die ,die W e~terzahlung 
des Bezuges nach § 13 Abs. 1 vorgesehen ist, 
gebühren keine Ruhebezüge, es sei 'denn, ,daß ,das 
obenste Or,gan im Sinne des § 35 Abs. 1 die 
Erklärung abgibt, den Ruhebezug an SteHe des 
Bezuges beziehen zu wollen. 

§ 40. Zeiten, während welcher eine im Art. 71 
·des Bundes-Verfa.ssungsgesetzes iin ,der Fassung 
von 1929 genannte Person mit ,der Fortführung 
der Verwaltung betraut war, sind wie Zeiten der 
Ausübung der entsprechenden Funktion zu be­
handeln. 

§ 41. (1) Wind ,der Empfänger eines Ruhebezu­
ges neuerlich zum obersten Organ im Sinne ,des 
§ 35 Abs. 1 bestellt oder gewählt, so erlisG1.t ,der 
Ruhebezug mit Abla:uf des Mona:tes, der dem 
Beginn des Anspruches auf den Bezug vora:n­
geht. 

(2) Scheidet ein oberstes Organ im Sinne des 
§ 35 Abs. 1 aus seiner Funktion aus, so ist ·der 
Ruhebezug im Sinne des § 37 neu zu bemessen. 

(3) Wird ,der Empfänger eines Ruhebezuges zu 
einem der Präsidenten des Na;tionalra:tes gewählt 
oder ist er Mitgl'ied des N<l!tionalrates oder des 
Bundesra'tes, so ·ist ,der Ruhebezug nach ,dem 
Ausscheiden aus ,der Funktion unter Berücksich­
tigung der Funktionsdauer im Sinne ,des § 35 
Abs. 3 bis 5 neu zu bemessen. Dies gilt entspre­
chend für die Mitgl.ieder einer Landesregierung, 
ausgenommen ,den Landeshauptmann. 

§ 42. (1) Den Hinterbliebenen eines obersten 
Organs im Sinne des § 35 Abs. 1 gebühren auf 
Antrag mona:tliche VersorgungsbezÜJge, wenn ,das 
oberste Organ am Sterbetag Anspruch auf Ruhe­
bezug gehabt hat oder im Falle der mit Ablauf 
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dieses Targes eingetretenen Unfähigkeit zur wei­
teren Funkuionsausühung gehaht hätte. 

(2) Die Bestimmungen des § 28 Abs. 2 und 3 
gelten entsprechen;d. 

§ 43. (1) Der Witwenverso,rgungsbezug beträgt 
60 v. H., der Waisenversorgungsbezug für eine 
Halbwaise 12 v. H. und Ider Waisenversorgungs­
Ibezug für eine Vollwarise 30 v. H. des Ruhe­
bezuges des ohersten Ol'gans. 

(2) Auf ,die Ver;sorgungsbezüge der Witwe und 
der Warisen sind ·die Bestimmungen des § 38 sinn­
gemäß mit ,der Maßgabe anzuwenden, daß der 
im § 38 vorgesehenen Vergleichsberechnung bei 
der Witwe 60 v. H., hei ·einer Vollwaise 30 v. H. 
und bei einer Halbwaise 12 v. H. des Bezuges 
nach § 35 Abs. 2 zugrunde zu legen sind. 

§ 44. (1) Bei ,der lindiesem Artikel geregelten 
Versorgung sind die Bestimmungen ,der §§ 11, 
13, 16 Abs. 1, 20 Abs. 2, 5 und 6, 21, 23, 27, 
28, 32 his 40, 41 Albs. 1 bilis 3 und 42 his 45 
des Pensionsg.esetzes 1965 'sinngemäß anzuwen­
den. 

(2) Die s,inngemäße Anwendung ,des im Abs. 1 
angeführten § 20 Abs. 2 des Pensions gesetzes 
1965 >hat mit der Maßga1be zu erfolgen, daß das 
Erfordernis des Vorliegens einer Mil1!des·odauer 
der Funktionsausübung zu entfallen hat. 

Artikel VII 

übergan~she~timmungen 

§ 45. Dieses B~ndes'gesetz tritt am 1. Juli 1972 
in Kraft. In diesem Zeitpunkt treten die Bundes­
gesetze vom 29. Feber 1956, BGBl. Nr. 57, über 
die Bezüge ,der Mitglieder des Nationalrates und 
des Bundesrates, bestimmter oberst,er Organe der 
Vollzütihung und des Prifsidenten des Rechnungs­
hofes und vom 15. Dezember 1961, BGBI. Nr. 16/ 
1962, mit dem bestimmten 'Obersten Organen der 
Vollziehung und ,des Rechnungshofes Ruhebezüge 
gewährt wer,den und das Bundesgesetz vom 
29. Feber 1956, BGBI. Nr. 57, über die Bezüge 
der Mitgl.iederdes Nanionalrates und ,des Bun­
,desrates, besoimmter oJberster Ol'gane der Voll­
ziehung und des Präs,vdentendes Rechnungshofes 
abgeändert und ergänzt wird, außer Kraft. . 

§ 46. Für die in § 1 Ahs. 1 genannten obersten 
Organe sind die arb dem Inkrafttreten dieses Bun­
desgesetzes gebührenden Bezüge auf Grund der 
Be~timmungen der §§ 3 his 8 neu zu berechnen. 

§ 47. (1) Den lin ,den §§ 24 Ahs. 1, 34 Abs. 1 
und 35 Abs. 1 ,genannten Personen und deren 
Hinte1"bliebenen, die im Zeitpunkt des Inkraft­
tretens dieses Bundesgesetzes Anspruch auf lau­
fende Zuwe,llIdungen oder Ruhe-(Versorgungs-) 
bezüge nach den bisherigen Bestimmungen ge­
habt haben, gebühren Ruhe-(Versorgungs-)ibezüge 

nach den Bestimmungen des Abschnittes Ir diese5 
Bundesgesetzes. Für diese Personen gilt folgende 
hesondere Bestimmung: 

Die Ruhebezüge gebü>hren auch vor Voll­
endung des 55. Lebensjarhres. 

(2) Für ,die in § 35 A'hs. 1 umschI1iebenen Per­
sonen und deren Hinterbliebene gelten darüber 
hinaus folgende Bestimmungen: 

Für die Begründung des Anspruches gelten ,die 
bisherigen Bestimmungen. Der für die Bemes5ung 
des Ruhebezuges maßgebende Hundertsatz ist 
unter Zugrundelegung der der bisherigen Ermitt­
lung zugrunde gelegten Funktionsdauer (Dauer 
der Amtswi,rksamkeit) unter Berücksichtigung der 
Bestimmungen des § 35 Albs. 3 bis 6 nach § 37 
neu zu <'berechnen. Ist der auf diese Weise ermit· 
telte Hundertsartz niedl'i1ger als der Hundertsatz, 
der nach ,den bisher,igen Bestimmungen für diie 
Bemessung des R<uhebezuges maßgebend gewesen 
ist, so ist dieser Hundel'tsatz weiterhin für die 
Bemessung des Ruhebezuges maßgebend. 

§ 48. (1) Ehemalligen obersten Organen im 
Sinne des § 35 Albs. 1, Idie nach den bisherigen 
Vorschriften keinen Anspruch auf Ruhebezüge 
gehabt haben, gebühren bei Erfüllung der Vor­
aussetzungen auf Antrag Ruhehezüge nach den 
Bestimmungen des Al'tikels VI. Für d~e'5e ober­
sten Organe geLten aher folgende Bestimmungen: 

1. Die Ruhebezüge gebühren frühestens aJb dem 
Zeitpunkt des Inkraft'treten'S dieses Bundes­
gesetzes, wenn der Antrag hinnen sechs Mo­
naten nach dem Inkraf'Jtreten gesteHt w,ird. 
In allen übrigen Fällen gebührt der Ruhe­
bezug frühestens von dem ,der Binbringung 
,des Antrages folgenden Mona,tsersten an. 

2. M~tder Erlangung des Anspruches auf Ruhe­
bezüge erlischt ein außerordentlicher Ver­
sorgungsgenuß. Die nach ,diesem Zeitpunkt 
allenfalls noch ausgezahlten außerordent­
lichen Versorgungsgenüsse sinld auf die nach 
Artikel VI gebührenden Ruhebezüge anzu­
rechnen. 

(2) Auf die Hinter,bl<iebenen von obef'sten Or­
ganen sind die Bestimmungen des Abs. 1 sinn­
gemäß anzuwenden. 

§ 49. (Verfassungsbestimmung) Die nach den 
§§ 3, 4, 7 und 8 und nach Artikel IV zu tref­
fenden Maßnahmen obliegendem Präsidenten 
des NationalraJtes. Auf das Verfahren ist ,das All­
gemeine VerwaltUJn~sverfahrensgesetz 1950, BGBI. 
Nr. 172, anzuwenden. 

§ 50. M~t der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
Ist, ,soweit ,sie nich,t ,gemäß § 49 ,dem Präsidenten 
des N a<tionalrates obliegt, die Bundesregierung 
betraut. Die VOribereitungder nach diesem Bun­
desgesetz der Bundesregierung zukommenden 
Al~te obliegt dem Bundeskanzler. 

392 der Beilagen XIII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original)8 von 14

www.parlament.gv.at



392 der Beilagen 9 

Erläuterungen 

I. Allgemeine Bemerkungen 

Der Bundeskanzler hat in den Regierungs­
erklärungen vom 27. April 1970 urud vonf5. No­
vember 1971 die Frage der P01itikerhesteuerung 
als einer Lösung bedürfendes Problem bezeichnet. 
Eine von ihm eingesetzte Kommission hat hier 
Vorschläge unte1"bDeitet, ,die ihren legistJischen 
Niederschlag in der Regierungsvorlage vom 
21. Dezember 1971, 132 ,der Beilagen zu den 
stenographischen Protlokollen des Nationalrates, 
XIII. GP, gefuruden halben. Mit diesem Problem­
kl"eis steht die Regelurug der Bezüge und Ruhe­
bezüge ,der Politiker in engem sachlichem Zu­
sammenhang. Diese Mate1"ien wa'renh~sher in 
wenig systematischer Weise rin den Bundesgesetzen 
vom 29. Feber 1956, BGBL N1'. 57, über ·wie Be­
züge ,der Mitglieder des Nationalra~es und des 
BundesraJtes, bestimmter oberster Organe ,der 
Vollziehung und des Präsidenten des Rechnungs­
hofes und vom 25. Dezember 1961, BGBL Nr. 16/ 
1962, mit dem hestimmten obersten Organen 
der Vollzielhung und des Rechnungshofes R,uhe­
bezüge gewähr't we1"den und das Bundesgesetz 
vom 29. Feber 1956, BGBL Nr. 57, über ,die 

. Bezüge ,der Mitglieder des Na'vionalrat·es und des 
Bundesrates, bes·tJimmter ohe1"ster Organe der 
Vollziehung und Ides Pr~sidenten ,des Rechnungs­
hofes abgeändert und ergänzt wird, geregelt. Es 
erscheint daher zweckmäßig, sie ·,sY9tematisch ge­
ordnet in einemeinhertlichen Gesetzeswerk zu­
sammenzufa!>sen. Dies ,soll durch ,den vorl,iegen­
den Entwurf erreicht werden. 

Durch diesen Entwurf sollen sowohl' di,e· Be~ 
züge als auch ,die Ruhe- IUnd Versorgungshezüge 
der obersten Organe des Bundes (Bundespräsi­
dent, Mitgl,ieder ,des Nationalntes, des Bundes­
rates, ,der Bundesregierung, Staatssekretäre, L'an­
deshauptmänner, Prä~ident und Vizepdisident des 
Rechnungshofes) geregelt wer,den. Der Entwurf 
gLiedert sich daher in zwei Abschnitte. Der Nb­
schnitt I ist ,den Bezügen, der Abschni,tJt II den 
Ruhe- und Versorgungsbezügen gewidmet. Hie­
bei soll ,die bisher gehandhabte unterochiedliche 
Diktion vereinhei,tlicht werden. Die Begriffe Auf­
wandsentschädigung, Entschädigungen und Amts-

einkommen sollen in einem einheitlichen Bezugs­
begriff auf,gehen. Der einheitliche Beg,riff "Ruhe­
bezug" slOll auch auf die Mitglieder des NatJional­
rates ~nd des Bundesrates, denen bisher "laufende 
Zuwendungen" g,dbührten, ausgedehnt werden. 

Die im Entwurf vorgeschla@ene bezugsrecht­
l,ich,e Regelung kann nur im Zusammenhang mit 
den im Abschnitt I der Regiemngsvorlage 132 der 
Beilagen zu den stenog·raph~schen P·rotokollen 
des NaJtionalrates, XIII. GP, enthaltenen ISteuer­
rechtlich'en Knderun1gen Igesehen wel"den. Dem­
nach sollen ,die gesamten Bezüge grundsätzlich 
der Einkommensteuer unterworfen, jedoch die 
Hälfte a:ls mit der Funktion verbundene Aus­
lagen gemäß § 9 Abs. 2 des Einkommensteuer­
gesetzes in der Fassung der Re~ierungsvorlage 
132 der Beilagen als Werbungskosten behandelt 
we1"den. 

Der AnfangS'bezug eines AbgeoDdneten zum 
NaJtionalrat süll dem eines Beamten ,der Allge­
meinen Verwahung, DienstklaJsse IX, entJspre­
ch·en. Dieser Bezug 'soll auch der Herstellung einer 
Relation zu den Bezügen der' anderen ,obersten 
Organe ,dienen. Im Gegensatz zur bisherigen Re­
gelung 'soH durch ,den Entwurf erstmals eine 
Flexibilität ,der Bezüge - ausgenommen der des 
Bundespräsidenten - in Anlehnung an ',das Ge­
haksgesetz 1956 ·e1"reicht wer,den. 

Der pensionsrechtliche 'teil ,des Entwurf·es 
orientiert sich, enger als ,dies bisher der Fall war, 
an den Best~mmungen des PeI1'sionsgesetzes 1965, 
nimmt jedoch auf die besonderen Verhältniss'e 
des betroffenen Pe1"sonenkreis·es weitestgehend 
Rücksicht. 

Da nach den in Geltungstehe.nden Bestim­
mungen die laufenden Zuwendungen und die 
Ruhebezüge schon jetzt ,der SteuerpHicht unter­
liegen, ergrbt ~ich auf Grund der Erhöhung der 
de,r Ermittlung der Ruhe-(Versorgungs-)bezü'ge 
zugrunde zu legenden Bezüge bei den Empfän­
gern, d,ie im Zeitpunkt des Inkraftt1"etens dieses 
Burudesgesetzes bereits Pensionsleistungen bezie­
hen, eine Erhöhung dieser Leistungen im Ausmaß 
von etwa 50 v. H. bis 75 v. H. 
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Bemerkungen zu den einzelnen Abschnitten: 

Zu Abschnitt I: 

Zu Artikel I: 

Zu § 1: 

Durch diesen Paragraphen soll zunächst der 
Kreis der anspruchsberechtigten obersten Organe 
des Bundes umschrieben und sodann ein einheit­
licher Bezugsbegriff normiert werden. 

Durch ,den Abs. 2 süll 'klargesteUt werden, ,daß 
die ,den obers'ten Organen gleichfalls gebühren­
den Sonderzahlungen nicht Bezugsbestandteil 
sind. 

Die erstmals im Art. II des Bundesgesetzes vom 
4. Juli 1968, BGB1. Nr. 304, über die Einführung 
einer Sonderahgabe für die im § 3 Abs. 1 Z. 9 
bis 11 des Eink'Ommensteuergesetzes 1967 ge­
nannten Personen erwähnte Vergü'tung für außer­
ortdentIiche Ausla'gen im Ausmaß von 7000 S pro 
Monat soll wegen des sachlichen Zusammenhanges 
in ,diesem Entwurf A'Ufnahme finden. 

Zu § 2: 

Diese Bestimmung über ,die Auszahlung der 
Bezüge und ,da,s Erlösch,en ,des Bezugsanspruches 
stellt geltendes Recht dar (§ 1 A'bs. 4 und § 5 
A'bs. 4 des Bundesgesetzes, BGB1. Nr. 57/1956). 

Zu Art. II: 

Zu den §§ 3, 4, 5 und 6: 

Der Anfangsbezug eines M~tgl,iedes des Natio­
nalrates soll die Grundlage für ,die Errechnung 
aller anderen in ,diesem Entwurf geregelten Be­
züge darsbellen. Er soll ,dem jeweiligen Gehalt 
eines Bundesheamten des Diens,tstandes ,der All­
gemeinen Verwaltung, Dienstklasse rx;, Gehalts­
stufe 1, zuzüglich aUfälliger Teuerungszula'gen 
entsprechen. Der Bundesminvster, der bisher 
115 v. H. ,des Bezuges eines Beamten des Dienst­
standes ,der Allgemeinen VerwaIbung der Dienst­
klasse IX, Gehaltsstufe 6, erhielt, ,soll nunmehr 
das Doppe1te des Bezuges des Abgeo!1dneten zum 
Na;ti<onalut erhalten. Diesen Anfangsbezug sollen 
jetzt auch ,der Bundeskanzler, ,der Vizekanzler, 
die Landeshauptmänner und' der Präsident des 
Rechnungshofes erhalten. Der Anfangsbezugder 
Staatssekretäre sowie der ,des Vizepräsidenten des 
Rechnungshofes soH 180 v. H. des Anfangsbezu­
ges eines MitgIiedes ,des Naoronalraotes betragen. 

Die Relation zwischen ,den Bezügen des Bun­
despräsidenten und des Bundeskanzlers soll 
grunds~tzLich beibehahen werden, jedoch soll die 
BeSitimmung des § 7 Abs. 1 auf den Bundes­
präs~denten keine Anwendung finden. Der Bezug 
des BundesprälSident~n soll vielmehr gemäß § 5 
Abs. 1 kon~tant 400 v. H. des jeweiligen Gehaltes 
eines Bundesbeamten ,des Dienststandes der All-

gemeinen Verwaltung, Dienstkla's,se IX, Gehalts­
~tufe 6, zuzüglich allfä!:Liger Teuerungszulagen 
entsprechen. 

Die Besoimmung über die dem Bundespräsi­
denten gebührende angemessene Vergütung für 
außerordentliche Auslagen stellt gehendes Recht 
dar (§ 4 Abs. 2 ,des Bundesgesetzes BGBL Nr. 57/ 
1956). 

Zu § 7: 

Die im Albs. 1 vorges'ehene Vorrückung in die 
nädl,sthöhere Gehaltsstufe (bis zur Gehalotsstufe 6) 
Süll ihrem Inhalt nachdem § 8 Albs. 1 des Ge­
hahsgesetz,es 1956 emspr,echen. 

Die in den Abs.2 bis 4 enohahene Anrech­
nung von Funktionszeiten wurde ,durch die vor­
gesehene Bestimmung des § 7 Abs. 1 des Ent­
'Wurfeserforoerlich. 

Hiehei ~onen Zeiten, ,die als eines der im § 7 
Abs. 2 erwä'hmen Or.gane v,erbracht wurden, für 
jede im § 1 Abos. 1 aufgezählte Organfunktion 
zur Gänze angerechnet werden. 

Sollte jCidüch ein im § 7 Abos. 2 erw~hntes 
Organ vor seiner _ nunmehr,igen Funktion Zeiten 
als Mitlglied des Nationalrates, ,des Bundesrates 
oder eines Landtages verbracht haben, 'S'O wären 
ihm diese zu einem Dl'it'tel .für die Vürrückung 
in höhere Bezüge anzurechnen. 

Schließlich wären einem früheren M~tglied des 
N ationalraotes anläßlichseiner Entlsendung in den 
Bundesrat, ferner ,einem früher,en Mitglied ,des 
BundesraJtes anläßlich seiner Wahl in den Natio­
nalrat und schließlich einem früheren Mitglied 
eines Landtages anläßlich s'einer Wahl in Iden 
Natiünalra't oder seiner Entsendung in den Bun­
desratdie früheren FunktionsZieiten zur Gänze 
für die Vorrückung in höhere Bezüge anzurech­
nen. 

Zu § 8: 

Schon nach bisherigem Recht ,gebührt dem 
Präsidenten des Naoionalrates und dem Vor­
sitzenden des Bundesrates für ihre Funk,tions­
!dauer zus:itz]ich zu ihrer Aufwandsentschädigung 
eine Amtsz'lliage. Abweichend von der bisherigen 
Regelung sollen auch der Vors,rtzende ,des Bundes­
,rates und 'seine Stellvertreter 66 v. H. ,des ahnen 
gebührenden Bezuges - nach der geltenden Re­
gelung erhakensieloediglich 50 v. H. - als 
Amtszulage erhalten. Ferner soll nunmehr auch 
den Obmännern der Klubs eine Amtszulage in 
Höhe von 66 v. H.ihres Bezuges gebühren. 

Zu § 9: 

Die Bes,timmungen dieses Par;graphen steHen 
im wesentlichen geltendes Recht dar (§ 5 Abs. 2, 
3 und 5 ,des Bundesgesetzes BGBL Nr. 57/1956). 
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Zu § 11: 

Die Bestimmungen ,dieses ParaJgraphen stellen 
geltendes Recht ,dar (§ 3 A:bs. 2 des Bundes­
gesetzes BGBl. Nr. 57/1956 und § 5 des Bundes­
gesetzes BGBl. Nr. 16/1962). 

Zu den §§ 12 und 13: 

Die Bestimmungen dieser Paragraphen ,stellen 
gekendes Recht ,dar (§ 6 Abs. 3 und § 9 Abs. 1 
bis 5 des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 57/1956). 

Zu § 14: 

Abweichend von der bisherigen gesetzlichen 
Regelung soll ,durch diesen Paragraphen die 
grundsätzliche Steuerpflicht der Bezüge der ober­
sten Organe ,~tatUliert werden. Hiebei soll jedoch 
die Hälfte der Bezüge in Abgeltung der mit ,der 

. Funktion verbundenen AuslaJgen Igemäß § 9 Ahs. 2 
des Einkommensteuengesetzes i.d.F. des Bundes­
gesetzes EGBL Nr. XX/1972 behandelt werden. 

Zu Artikel III: 

Zu § 15: 

Die Bestimmungen dieses Para:graphen stellen 
geltendes Recht ,dar (§ 11 des Bundesgesetzes, 
BGBl. Nr. 57/1956). 

Zu § 16: 

Die Bestimmungen des Abs .. 1 stellen geltendes 
Recht Idar (§ 12 des Bundesgesetz,es BGBL Nr. 57/ 
1956). 

Durch die Einfügung ,des Abs. 2 soll verhindert 
wenden, daß nebenein;J:nder Ansprüche auf Fort­
zahlung des Bezuges nach § 13 Ahs. 1 des Ent­
wurfes und a~feine einmalig1e Entschädigung 
nach § 13 Abs. 2 ,des Entwurf,es entstehen kön­
nen. 

Zu § 17: 

Die Bestimmungen dieses Para:graphen stellen 
gel.tendes Recht dar (§ 13 des Bundesgesetzes 
BGBL Nr. 57/1956). 

Zu § 18: 

Die Bestimmungen ,dieses Paragraphen stellen 
grundsätzlid~ .geltendes Recht dar (§ 14 Abs. 1 
bis 4 ,des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 57/1956 in 
der Fa,ssung des BundesgesetZJes BGBl. Nr. 194/ 
1966). Lediglich im Albs. 4 soll die Anspruchs­
berechnigung auf die Errtfernungszulage auf sämt­
liche im § 1 Abrs. 1 genannten obersten Organe 
ausgedehnt wenden. 

Zu den §§ 19,20 und 21: 

Die Bestimmungen dieser P;J:mgraphen ~tellen 
geltendes Rec.l-t't ,dar (§§ 15, 16 und 17 des Bun­
desgesetzes BGBl. Nr. 57/1956). 

Zu § 22: 

Auf Grund der umfa,ssenden steuerrechtlichen 
Regelung ,der Bezüge der Mitglieder des Na'tional­
rates und des Bundesrates, bestimmter oberster 
Organe der Vollziehung in der Regierungsvor­
lage 132 der Beilagen 'soll ,die bisher in § 18 ,d,es 
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 57/1956 normierte A:b­
gabenfreiheit beseitigt werden. Die im Abs. 1 
des § 18 des oben erwähnten Bundesgesetzes ent­
haltenen Worte " ... abgaben- und ... " sollen 
daher in den dieser Bestimmung entspredlenden 
§ 22 des vorliegenden Entwurfes nicht mehr auf­
genommen werden. 

Zu § 23: 

Dieser Paragraph 'entspricht dem § 19 des Bun­
desgesetzes BGBl. Nr. 57/J 956. Bs wur.de ledig­
lich die Verweisung auf § 91 des Gehaltsgesetzes 
gestrichen, da .dieser Paragraph nur für den Zeit­
raum des Wirksamwerdens des Gehaltsgesetzes 
1956 von Bedeutung war. 

Zu den Bestimmungen des Abschnittes II: 

Im Absdmitt II soU die Pensionsversorgung 
der obersten Organe des Bundes geregelt werden. 
Die Bestimmungen über ,die Pensionsversorgung 
der Mitglieder des Nationalrates oder ,des Bundes­
rates enthält Al'tikel IV, die Bestimmungen über 
die Pensionsversorgung des Bundespräs~denten 
Al'tikel V und d,ie Bestimmungen über die Pen­
sionsversorgung der Mitglieder der Bundesregie­
rung, der Sta'atss'ekretäre,der Lan,deshauptmän­
ner sowie ,des Pr~sidenten und des Vizepräsiden­
ten des Rechnungshofes Al'ltikel VI. 

Zu Artikel IV: 

Die bisherige Regelung des Anspruches auf 
eine laufende Zuwendung für Mitglieder des Na­
tionalrartes oder des Bundesrates bezi,ehungswei:se 
des Anspruches auf Versorgung für deren Hinter­
bliebene (§ 3 des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 57/ 
1956) soll durch die Bestimmungen dieses Ar­
tikeJ.s ü1ber ,<li,e Ansprüche de's erwähhten Per­
sonenkreises auf Ruhe- und Versorgungsbezüge 
ahgelöst werden. Bestimmungt;ndes Pensions­
gesetzes 1965 (PG 1965), BGBl. Nr. 340, werden 
bei dieser Regelung - soweit dies im Hinblick 
auf die besonderen Verhähnl'sse des in Rede ste­
henden Personenkreises möglich 1st - für sinn­
gemäß anwendbar ~rklärt. 

Zu den einzelnen Bestimmungen ist folgendes 
zu bemerken: 

Zu § 24: 

Der Anspruch auf Ruhehezug soll grundsätz­
lich gegeben :sein, wenn das Mitglied des Na:l!io­
nalrates oder des Bundesrates ·eine ruhebezugs­
fähige Gesamtzeit von mrndestens zehn Jahren 
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aufzuweisen hait (Abs. 1). Die Begünstigungen 
des § 8 des Pensionsgesetzes 1965 sollen mit der 
,im A'bs. 2 näher umschriebenen Maßgabe gelten. 
Dies bedeutet: Ist ein Mi1tglied des Nationalrates 
oder des Hu!}desrates ,infolge einer von ihm nicht 
vorsätzl,ich herbeigeführten Krankheit oder kör­
perlichen Beschädigung z,ur weiteren Funktions­
ausü·bun'g unfähig geworden und beträgt seine 
ruhehezugsfähig,e Gesamtzei,t noch nicht zehn, 
jedoch mindestens fünf J a,hr.e, dann ist es so zu 
behanrdeln, als olbes eine ruhebezugsfähige Ge­
samtzeit von zehn Jahren aufzuweisen hätte 
(sinngemäße Anwendung des § 8 Abs. 1 PG 
1965). Die sinngemäße Anwendung des § 8 Abs. 2 
PG 1965 ergibt, daß der V'orerwähnte Anspruch 
ohne. Rücksicht auf d~e Dauer der ruhebezugs­
fähigen Gesamtzeit ,dann gegeben ist, wenn das 
Mitglied ,des Na·nionalrates oder des Bundesrates 
infolge eines Dienstunfalles ,im Sinne des § 9:) 
des Beamten-Kranken- und Unfallversicherungs­
gesetzes (B-KUVG), BGBL Nr. 200/1967, zur 
we~teren Funktionsausübung unfähig gewünden 
ist. Weiter,gehende Begün~tigungen ergeben sich 
im ühl'igen aus § 25 Abs. 5. 

Zu § 25: 

Im Albs. 1 wel'den die Grundlagen für die Er­
mintlung ,des Ruhebezuges normiert. Es sind J·ies 
der im Ein:z;elfaH n;tch der Art der Funktion er­
reichbare Höchstbezug und die sich nach den Be­
stimmungen ,des Abs. 2 ,ergebende l1uhebezugs­
fähige Gesamtzeit. Die Zei'tcen, aus denen sich die 
ruhebezugsfähige Gesamtzeit zusammens·etzt, 
wel1den im Albs. 2 erschöpfend aufgezählt. Die 
Berücksicht.igung der Zeiten nach Ahs. 2 lit. b 
und c entspricht der bisher im vorletzten und 
letzten Satz ides § 3 Abs. 2 ,des Bundesgesetzes 
BGBl. Nr. 57/1956 'in .der Fassung des Artikels II 
Z. 2 des Bundesgesetzes BGBL Nr. 16/1962 ge­
troffenen Regelung. Die Behandlung der im 
Albs. 4 erwähnten Zeiten als Zeiten, di'e nach 
Abs. 2 Iit . .cl Bestandteil ,der ,ruhebezugsfähigen 
Gesamtzevt 'Sein sollen, 'Soll Härten vermeiden. 

Die sinngemäße Anwendung ,der Bestim~mn­
gen ,des § 9 Albs. 1 PG 1965 - w,ie -si'e im Albs. 5 
vor,gesehen i'st - bedeutet, ,daß einem Mitglied 
des Nationalra!tes oder des Bundesrates bei Vor-, 
liegen der normiel'ten Voraussetzungen (Unfähig­
keit zu einem zumutbaren Er.wel'b infolge einer 
ohne vorsätzl'iches V ersch ulden ,eingetretenen 
Blindheit, praktischen Blindheit, Geisteskrank­
hett oder einer anderen schweren Krankheit) aus 
Anlaß ,des Ausscheidens aus der Funktion vom 
Präsidenten des Nationalrates zehn Jahre zuzu­
rechnen sind. Die sinngemäße Anwendung der 
Bestimmungen des § 9 Abs. 2 PG 1965 eröffnet 
bei Vorliegen ·der Voraussetzungen die Möglich­
keiten der, Anrechnung eines Zeitraumes bis zu 
zehn Jahren. Die sinngemäße Anwendung der 

Bestimmungen des § 9 Abs. 1 und 2 PG 1965 
bedingt audl die sinngemäße Anwendung der Be­
stimmungen der Abv. 4 bis 6 dieses Paragraphen. 

Abs. 6 sieht vor, daß die ruhebezugsfähige Ge­
samtzeit in vollen Jahren auszudrücken ist. 

Zu § 26: 

Die BeS!1mmungen über .das Ausmaß des Ruhe­
bezuges entsprechen den bisherigen Bestimmun­
gen (A!1t. I1'Z. 2 des Bundesgesetzes BGBL Nr. 16/ 
1962). 

Zu § 27: 

Der § 27 regelt im Ahs. 1 den AnfaUstag des 
Ruhebezuges. Da der R,uhebezug nur auf An­
trag gebührt, !bedarf es darüber hinaus der Re­
gelung des Abs. 2. 

Zu § 28: 

Der § 28 regelt den AncSpruch ,der Hinterblie­
benen auf Versorgungsbezüge .dem Grunde nach. 

Neben ,der im Ahs. 1 normiel'ten Vora'lIS­
setzung müssen auch die in .den ,im A'bs. 2 auf­
gezahlten Bes,timmungen .des Pensionsgesetzes 
1965 geforderten AnspruchsvorauS'setzungen ge­
geben sein. Die Anführung des § 19 PG 1965 
unter den sinngemäß geltenden Bestimmungen 
steHt klar, ,daß auch die frühere Ehefrau eines 
MitgIiedes ,des Naüonalrates oder ·des Bundes­
rates bei Vorliegen ,der geforderten VorauS'set­
zungen einen Versorgungsänspruch hat. 

Im Abs. 3 wird ,der Anfallstag. des Versorgungs­
bezuges geregelt. 

Zu § 29: 

Der § 29 regelt das Ausmaß der Versorgungs­
bezüge für die Witwe un.d die Waisen analog 
den diesbezüglichen B~S'(jimmurrgen des Pensrons­
gesetzes 1965. 

Zu § 30: 

Der § 30 entspricht ,der bisherigen Regelung 
,im § 3 Abs. 3 letzter Satz des Bundesgesetzes 
BGBL Nr. 57/1956 in der Fassung des Artikels II 
Z. 4 ,des Bundesgesetzes BGBL Nr. 16/1962. 

Zu§ 31: 

Der § 31 normiert im Sinne ,der zu Artikel IV 
eingangs gemachten allgemeinen Ausführungen 
,die sinngemäße Anwendung 'bes,timmter Vor­
schriften ,des Pensionsgesetzes 1965. Diese Vor­
schriften betreffen im wesentlimendie Regelung 
über ,den Verlust des Anspruches auf Ruhe-(Ver­
sorgungs-)bezüge, über die Ablösung von Ruhe­
(Versorgungs-)bezügen, über den übergangsbei­
trag für Witwen, die im Zeitpunkt des Todes 
·des Gatten sd1wanger !Sind, über Begün:>t]gungen 
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für den F·all des Todes des Mitgliedes des Natiü­
nalfa'tes 'Oder des Bundesrates w:thrend der Funk­
tiünsau'sühung, über di~ Abfindung der Witwe 
bei Wiederverehelichung und über ,das Wieder­
aufleben ,des Versorgungsanspruches der Witwe, 
über . .d,i'e Hilflü\5enzulage, über die Sonderzah­

Nr. 16/1962) soll .durch die Bestimmungen dieses 
Artikels abgelö,&t werden. 

Zu den einzelnen Bestimmungen ist zu be­
merken: 

lung, üher den Fälligkeitstag und die Auszahlung Zu § 35: 
der Pensionsleistungen, über,die Meldepflicht und Während nach bisherigem Recht eine Dauer 
den Ersatz zu Unrecht empfangener Leistungen,' der Amtswirks'amkeit von zusammen wenigstens 
über die Verjährung, über die Auswirkung künf- drei' Jahren als Vüraussetzung für den Anspruch 
tiger Änderungen der Bezüge, über die Ansprüche auf Ruhebezug dem Grunde nach erforderlich 
auf Todesfallbeitrag und Bestattungsküstenbeitrag war, süll nach den neuen Bestimmungen ein An­
sowie über die Gewährung eines Pflegeküsten- spruch erst bei einer Dauer der Funktiünsaus­
beiltrag.es. ühung vün wenigstens vrer J a·hren gegeben sein 

Zu § 32: 

Der § 32 süll eme Düppelversürgung verhin­
dern. 

Zu § 33: 

Im § 33 Abs. 1 wird für den Fall vü.rgesürgt, 
daß ein MitgLied des Natiünalutes 'Oder des Bun­
des·rates, ,d:IJs keinen Anspruch auf Ruhebezug er­
langt, in einen Landtag gewählt wiI'd: Durch die 
Überweisung der geleis,teten Beiträge ~oll die Be­
rücksichtigung der entsprechenden Zeiten bei der 
Vel'sorgung als Mitglied ·des Landta:ges ermö.g­
licht werden. Abs. 2 regelt die Berücksichtigung 
vün Zeiträumen,' für die nach Abs. 1 Beiträge 
einem Land überwiesen würden waren, im Falle 
der neuerlichen Funktionsausübung des Abg~­
'Ordneten als Mitglied des Natiünalrates 'Oder des 
Bundesrates. 

Zu Artikel V: 

Im § 34 Abs. 1 wi·rd der Anspruch des Bundes­
prä.sidenten a:uf Ruhebezug emsprechend der bis­
herigen Vürschrift (§ 10 Abs. 1 des Bundesgesetzes 
BGBl. Nr. 57/1956 in der Fassung des Artikels 11 
Z. 14 des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 16/1962) ge­
regeLt. 

In den Abs. 2 und 3 werden die Ansprüche 
der Hinterbliebenen in Anlehnung an die dies­
bezüglichen Bestimmungen ,des Pensiünsgesetzes 
1965 dein Grunde und Id'er Hühe nach geregelt . 

. Albs. 4 normiert die sinngemäße Anwendung 
bestimmter Vorschriften des Pensiünsgesetzes 1965 
(siehe diesbezüglich die Ausführungen zu § 31). 
Zum Unit·erschied vün der im § 31 enthaltenen 
Aufzählung werden - da im Hinblick auf die 
Art der Regelung im § 34 entbehrlich - die 
Bestimmungen des § 20 Abs. 1, 2, 5 und 6 
PG 1965 nicht aufgezählt. 

Zu Artikd VI: 

Die bishervge Regelung des Anspruches auf 
Ruhe-{Versorgungs-)bezüge der in Rede stehen­
den Organe (Artikel I des Bundesgesetzes BGBl. 

(Abs. 1). 

Die Besümmungenin den Abs. 2 bis 6 lehnen 
sich an ,die d.iesbezüglichen bisher geltenden V'Or­
schriften an (vgl. Art. I § 2 Abs. 2 bis 6 des 
Bundesge\5etzes BGBl. Nr. 16/1962). 

Zu § 36: 

Der § 36 sieht in ·den Abs. 1 und 2 inanalüger 
Weise wie in den §§ 24 Abs. 2 und 25 Abs. 5 
Begünstigungen für ,den Fall des Eint·rittes der 
Unfähigke1t zur weiteren Funktiünsausühung be­
ziehungswerse der Unfähigkeit zur Ausübung 
eines zumutbaren Erwerbes v'Or. Bei Vürliegen 
der Vüraussetzungen gewährleistet die Bestim­
mung des Abs. 1 einen auf der Grundlage vün 
vier Ja'hren ermi~telten Ruhebezug, während die 
Begünstigung nach Abs. 2 in jedem Fall den vül- . 
len Ruhebezug ergjibt. 

Zu § 37: 

Der Regelung im § 35 Abs. 1 entcsprechend 
sieht § 37 nach Vüllendung des vierten Jahres 
der Funktiünsausübung einen Ruhebezug ,in der 
Höhe vün 50 v. H. des erreichbaren Höchst­
bezuges (§§ 6 und 7) vor. Für jedes weitere Jahr 
der Funktiünsausübung erhöht sich der Ruhe­
bezug um 6 v. H. dieses Bezuges. Das Höchst­
ausmaß des Ruhebezuges (80 v. H. des Bezuges) 
wird demnach nach Vüllendung des neunten Jah­
re's der Funk,trünsl!usübung erreicht. 

Zu § 38: 

Der § 38 entcspricht - abgesehen vün text­
lichen ÄIlIderung.en - inhaltlich im wesentlichen 
den Bestimmungen des Artikels I § 4 des Buri­
desgesetzes BGBl. Nr. 16/1962. 

Durch die Anfügung ·des Letzten Satzes süll 
klargestceu,t wenden, daß bei ,der erforderlichen 
Vergleichsberechnung sowühl der Ru'hebezug 
nach § 35 al,s auch alle in den Irt. abis i ge­
nann~en Leistungen sowie der der Berpessung 
des Ruhebezuges zugrunde gelegte ßezug -mit den 
Bruttobeträgen anzusetzen sind. 

392 der Beilagen XIII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 13 von 14

www.parlament.gv.at



14 392 der Beilagen 

Zu § 39: 

Der Abs. 1 regelt den Anfall des Ruhebezuges. 
Die Bestimmungen des .Albs. 2emsprechen der 
b1sherigen Regelung (Art. I § 6 Abs. 2 des Bun­
desgesetzes BGBL Nr. 16/1962). 

Zu § 40: 

Die Regelung entspricht den bisherigen Be­
stimmungen des Artikels I § 7 des Bundesgesetzes 
BGBL Nr. 16/1962. 

Zu § 41: 

Die im § 41 vorgesehene Regelung emspr.icht 
den Bestimmungen des Artikels I § 8 des Bundes­
gesetzes BGBl. Nr. 16/1962. 

Zu § 42: 

Der § 42 regelt die Ansprüche der Hinter­
bliebenen auf Versorgungsbezüge. Für die Be­
urteilung dieser Ansprüche und für den Anfalls­
tag gelten ,die Bestimmungen des § 28 .Albs. 2 und 
3 entsprechend. 

Zu § 43: 

Im § 43 Abs. 1 wil1d das Ausmaß ,der Versor­
gungsbezü.ge in Anlehnung an die diesbezügli­
chen Bestimmungen des P.ensionsgesetzes 1965 
geregelt. Albs. 2 normiel1t die sinngemäße An­
wendung der Bestimmungen des § 38. Aus Grün­
den der Systematik wird dabei die Maßgabe vor­
gesehen, daß Ider Vergleichsberechnung entspre­
~end dem yerhäItnis der Versorgungsbezüge zu­
emander bel ,der Wi,twe 60 v. H., bei einer Voll­
waise 30 v. H. und bei einer Ha~bwaise 12 v. H. 
des Bezuges nach § 35 Abs. 2 zugrunde zu legen 
sind. 

Zu § 44: 

I~ Ahs. 1 wird die sinngemäße Anwendung 
bestimmter Vorschriften des Pensionsgesetzes 
1965 V'o~gesehen. Durch die ßes,timmung des 
Abs. 2 WIrd gewä'hrlei'stet, daß den Hinterbliebe­
nen eines Organs im Sinne ,des § 35, ,das während 
der Funktionsausübung stirbt, VersorgungS'bezüge 
auf der Grundlage des vollen Ruhebezuges ge-

bühren (di'e's entspricht ,der sich aus der bisheri- . 
gen Bestimmung des Artikels I § 3 des Bundes­
gesetzes BGßl. Nr. 16/1962 ergebend~n Auswir­
kung). 

Zu § 45: 

Dieser Paragraph soll ,das InkraEttreten regeln 
und da<s Außerkrafttreten der bisherigen gesetz­
lichen Regelungen vorsehen. 

Zu § 46: 

Auf Grund der Gesetzwel1dung dieses Entwur­
fes werden ,die derzei,ti'gen Bezüge ,der obersten 
Organe eine Änderung erfahren. Sie wer,den da­
her unter' Anwendung der Bestimmungen der 
§§ 3 his 8 neu zu berechnen sein. 

Zu § 47: 

Der § 47 ,sieht vor, ,daß den Personen, die im 
Zeitpunkt des Irikrahtretens dieses BUl1Jdes­
g,esetzes Anspruch auf laufende Zuwendungen 
ode.r Ruhe-{Versorgungs-)bezüge nach den bis­
henigen Bestimmungen gehabt haben, Ruhe-(Ver­
sorgungs-)ibezüge nach den Bestimmungen de,s Ab­
schnittes II gebühren. Im Interesse der Wah­
rung der erworbenen Ansprüche sind in diesem 
Zusammenhang besondel'e Bestimmungen erfor­
derlich. 

Zu § 48: 

Der § 48 räumt ehemaligen Organen im Sinne 
des § 35, ,die nach ,den hishe6gen Vorschriften 
keinen Ansprud1 auf Ruhebezüge geha!bt haben, 
einen Anspruch nach Maßgabe näherer Bestim­
mungen ein. Ein solcher Anspruch könnte sich 
aus der Anwendung der Be'stimmung des § 35 
Abs. 4 ergeben. 

Zu § 49: 

Diese Verfas'sungsbestimmung steHt geltendes 
Rerot .dar (§ 3 Ahs. 4 des Bundesgesetzes BGBl. 
Nr.57/1956). 

Zu § 50: 

Dieser Paragraph enthält die Vollzugsklausel. 
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